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C(2019) 5934 final

Sehr geehrter Herr Bundesratspräsident,

die Kommission dankt dem Bundesrat für seine Stellungnahme zu der Mitteilung an das 
Europäische Parlament, den Europäischen Rat und den Rat: Die weitere Stärkung der 
Rechtsstaatlichkeit in der Union - Aktuelle Lage und mögliche nächste Schritte {COM 
(2019) 163 final}.

Am 17. Juli 2019 hat die Kommission ihre Mitteilung über die Stärkung der
Rechtsstaatlichkeit in der Union - Ein Konzept für das weitere Vorgehen
(COM (2019) 343 final} angenommen, in der sie konkrete Initiativen vor stellt, die auf 
drei Säulen beruhen: Förderung einer Kultur der Rechtsstaatlichkeit, Verhinderung von 
Problemen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit und eine wirksame Reaktion auf Verstöße 
gegen die Rechtsstaatlichkeit.

Um europaweit eine gemeinsame Kultur der Rechtsstaatlichkeit zu fördern, wird die 
Kommission ihre Idee einer jährlichen Veranstaltung für den gezielten Dialog mit der 
Zivilgesellschaft weiterverfolgen. Sie wird die bestehenden Finanzierungsmöglichkeiten 
in vollem Umfang dazu nutzen, Interessentrügern, darunter auch der Zivilgesellschaft, 
die Möglichkeit zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit zu geben, und eine
Kommunikationsstrategie zum Thema Rechtsstaatlichkeit festlegen. Die Kommission 
wird die Zusammenarbeit mit dem Europarat und anderen internationalen 
Organisationen sowie mit justiziellen Netzen und nationalen Parlamenten stärken. Sie 
ruft das Europäische Parlament, den Rat und die Mitgliedstaaten auf sich in diesem 
Prozess voll zu engagieren.

Damit Rechtsstaatlichkeitsprobleme erst gar nicht entstehen, hat die Kommission einen 
Überprüfungszyklus beschlossen, zu dem auch ein jährlicher Bericht über die
Rechtsstaatlichkeit in allen EU-Mitgliedstaaten gehören soll. Dieser zusätzliche 
Mechanismus wird die Früherkennung sich abzeichnender Rechtsstaatlichkeitsprobleme 
erleichtern. Die Kommission wird die Entwicklungen bei der Rechtsstaatlichkeit noch
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eingehender als bisher verfolgen und fordert alle Mitgliedstaaten auf u. a. über ein Netz 
nationaler Kontaktpersonen Informationsaustausch und Dialog zu pflegen. Nach Vorlage 
des jährlichen Berichts soll mit dem Europäischen Parlament und dem Rat über 
Folgemaßnahmen nachgedacht werden. Die Kommission wird auch das EU- 
Justizbar ometer weiterentwickeln und den Dialog mit anderen Organen der EU, den 
Mitgliedstaaten, den europäischen Parteienfamilien und Interessenträgern verstärken.

Im Interesse einer wirksamen gemeinsamen Reaktion auf Verstöße gegen die 
Rechtsstaatlichkeit wird die Kommission auch weiterhin in vollem Umfang von ihren 
Durchsetzungsbefugnissen Gebrauch machen, wenn Früherkennungs- und 
Präventivmaßnahmen keine Wirkung zeigen. Die Kommission wird bei 
Vertragsverletzungsverfahren einen strategischen Ansatz verfolgen und 
erforderlichenfalls ein Verfahren beim Gerichtsho f der Europäischen Union anstrengen. 
Da der Faktor Zeit in solchen Fällen eine wichtige Rolle spielt, ward die Kommission bei 
Bedarf auf Interimsmaßnahmen und beschleunigte Verfahren hinwirken. Darüber hinaus 
wird die Kommission die Mitgliedstaaten konstruktiv bei der Deeskalierung und der 
Lösung von Rechtsstaatlichkeitsproblemen unterstützen, damit der Konflikt auf Dauer 
beigelegt werden kann. Darüber hinaus ruft die Kommission das Europäische Parlament 
und den Rat dazu auf Überlegungen zu einem gemeinsamen Vorgehen bei Verfahren 
nach Artikel 7 des Vertrags über die Europäische Union und zu klaren diesbezüglichen 
Verfahrensregeln anzustellen.

Die Kommission trägt den vielen Beiträgen in ihrer Mitteilung Rechnung und weiß die 
Stellungnahme des Bundesrates - insbesondere seine Empfehlung, die Entwicklungen in 
Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten weiter zu beobachten - sehr zu 
schätzen.

Die Kommission hofft, dass die vom Bundesrat in seiner Stellungnahme geäußerten 
Bedenken mit diesen Ausführungen ausgeräumt werden konnten, und sieht der 
Fortsetzung des politischen Dialogs erwartungsvoll entgegen.

Mit freundlichen Grüßen

Mitglied der Kommission

2


